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Nettolohn-/Gehaltsrechner fur 2009

Geburtsdatum

Steuerklasse |
Zahl der Kinderfreibetrage

Arbeitsstelle im Bundesland

Krankenversicherung 14,0

Lohnzahlungszeitraum

kinderlos und alter als 23 Jahre ja
Kirchensteuer 9%

rentenversicherungspflichtig ja

jede Eingabe erst mit RETURN bestatigen

nach 1944

Hessen

Monat

interne Werte (nach PAP) in Fulleiste anzeigen |:|

Bruttolohn

2.000,00 €

Lohn enthilt Versorgungsbeziige |:|

Einmal/sonstige
Bezlge

schon abgerechnete

Einmalbeziige/Jahr

Bezlige aus mehr-
jahriger Tatigkeit
(Jahres)Freibetrag
aus LStKarte

(Jahres)Hinzu-
rechnungsbetrag

C

Berechnen

als Gleitzonenrechner benutzen

Arbeitgeberanteile anzeigen

Steuer f. Bruttolohn 245,41 €
Lohnsteuer insgesamt 24541 €
Solidaritatszuschlag 13,49 €
9 % Kirchensteuer 22,08 €
Summe der Steuern 280,98 €
Sozialversicherung Arbeitnehmer:
9.95% Rentenversicherung 199,00 €
1.4% Arbeitslosenversicherung 28,00 €
7.9% Krankenversicherung 158,00 €
1.225% Pflegeversicherung 24,50 €
Summe Sozialversicherung 409,50 €
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€
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Altersentlastungsbetrag
Wer vor Beginn eines Jahres 64 ist, hat ab diesem Jahr Anspruch auf den Altersentlastungsfreibetrag. 

Dieser betrug 2005 40% des Lohnes aber max. 1900 Euro. Durch das Alterseinkünftegesetz (AltEinkG) vom Juli 2004 wird dieser Freibetrag ab 2005 jedes Jahr (§ 24a EStG) kontinuierlich gekürzt (2006: 38,4% und max. 1864 Euro) bis 2040 dieser Freibetrag ganz entfällt. 
Da Bestandsschutz besteht, ist zukünftig für die Höhe des Freibetrages das Erstberechtigungsjahr maßgebend. Deshalb muß im Optionsfeld angegeben werden, ob man schon 2005 bezugsberechtigt war. Wenn das Erstberechtigungsjahr vor 2005 liegt, gilt der Freibetrag von 2005.

Steuerklasse
I Zu dieser Steuerklasse gehören Ledige, Geschiedene, Verheiratete, die dauernd getrennt leben sowie Verwitwete, jedoch nur wenn die Voraussetzungen für die Steuerklassen III oder IV nicht erfüllt sind und ihnen kein Haushaltsfreibetrag zusteht.

II Personen aus Steuerklasse I erhalten die Steuerklasse II, wenn ihnen der Haushaltsfreibetrag zusteht, weil in ihrer Wohnung im Inland mindestens ein Kind gemeldet ist, das einen Kinderfreibetrag oder Kindergeld erhält. Ist auch das andere Elternteil unbeschränkt einkommenssteuerpflichtig, so erhält der Arbeitnehmer den Haushaltsfreibetrag nur, wenn das Kind ihm zuzuordnen ist.

III Steuerklasse III erhalten verheiratete Arbeitnehmer, wenn nur ein Ehegatte Arbeitslohn bezieht, oder der Ehegatte in die Steuerklasse V einzureihen ist. Voraussetzung ist weiterhin, daß sie nicht dauernd getrennt leben und im Inland wohnen.

IV Gilt nur für Verheiratete, wenn beide Ehegatten unbeschränkt steuerpflichtig sind, im Inland wohnen, nicht dauernd getrennt leben und beide Ehegatten Arbeitslohn beziehen. Die Höhe der Lohnsteuer ist identisch mit der Steuerklasse I.

V Gilt für Verheiratete, die die Voraussetzungen für die Steuerklasse IV erfüllen, wenn der Ehegatte des Arbeitnehmers auf Antrag beider Ehegatten in die Steuerklasse III eingereiht wird.

VI Ist auf der zweiten und jeder weiteren Lohnsteuerkarte bei Arbeitnehmern einzutragen, die nebeneinander von mehreren Arbeitgebern Arbeitslohn beziehen. In dieser Steuerklasse werden keine Freibeträge mehr berücksichtigt, da diese schon bei der ersten Steuerklasse wirken.

Kinderfreibetrag
Die Kinderfreibeträge (auf der Lohnsteuerkarte vermerkt), werden nur bei Lohnsteuerklasse I bis IV berücksichtigt und wegen des Kindergeldes auch nur beim Solidaritätszuschlages (und der Kirchensteuer).

Dazu werden die Kinderfreibeträge vom Lohn abgezogen und von der errechneten Steuer erst der Solidaritätszuschlag (und die Kirchensteuer) ermittelt. Bei sonstigen Bezügen und Bezügen aus mehrjähriger Tätigkeit erlaubt die Berechnungsvorschrift (Programmablaufplan) des BMF keine Berücksichtigung von Kinderfreibeträgen. Dies ist unlogisch.

Wohnsitz
Nach dem Bundesland, in dem die Arbeitsstelle liegt, richtet sich die Beitragsbemessungsgrenze der Renten-(und Arbeitslosen-)versicherung. Die westdeutschen Länder haben eine höhere Bemessungsgrenze. In Sachsen arbeitende Arbeitnehmer müssen zudem weitere 25% der Pflegeversicherung tragen. Der Arbeitgeber zahlt in Sachsen deshalb nur 25% der Pflegeversicherung (statt der Hälfte). Dafür haben die Sachsen einen arbeitsfreien Tag mehr (Buß- und Bettag)

Krankenversicherung ab 2009
2009 gibt es einen Krankenkassen-Einheitstarif, der von der Bundesregierung auf 14,6% festgelegt und der durch das Konjukturpaket ab Juli auf 14,0% erniedrigt wurde (Ermäßigt: 14.0%, ab Juli: 13,4%). 

Das Programm rechnet den vom AN allein zu tragenden Zuschlag von 0,9% jeweils dazu, d.h. (bis Juli) AN-Anteil = 8,2%, (AG = 14,6/2, d.h. 7,3%). 
Auf Jahresbasis rechnet das Programm mit dem (Mittel)wert von 14.3% (wenn 14.6% eingestellt ist) und mit 13,7% (mittlerer ermäßigten Satz) bei einer anderen Einstellung. Bei ungleichen Bezügen in den beiden Jahreshälften muß gesondert gerechnet werden.
Privat versichert: Beitrag auf 0 stellen.

Beitrag Kinderlose
Arbeitnehmer, die keine Elternteile und älter als 23 Jahre sind, müssen eine zusätzlichen Beitrag von 0,25% zur Pflegeversicherung leisten. Bei Angabe von Kinderfreibeträgen berücksichtigt dies das Programm von selbst. Bei älteren Kindern muss diese Rubrik verneint werden.

Kirchensteuer
Die Kirchensteuer ist abhängig vom Wohnort. In einigen Bundesländern gibt es bei der Kirchensteuer eine sogenannte Mindeststeuer. Dieser Betrag wird immer erhoben, wenn zwar Lohnsteuer, aber auf Grund von Kinderfreibeträgen kein Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer fällig wird. Pauschsätze gelten für die Pauschalierung durch den Arbeitgeber.

Das Programm berechnet nur die normale Kirchensteuer (8% in Baden-Württemberg und Bayern, 9% in den übrigen Ländern)

Tabellenart
Löhne von rentenversicherungspflichtigen Arbeitnehmern werden nach der Allgemeinen Tabelle versteuert. Personen, die keiner Renteversicherungspflicht unterliegen, wie z.B. Beamte und Gesellschafter-Geschäftsführer, werden nach der Besondere Tabelle besteuert, die eine geringere Vorsorgepauschale berücksichtigt.

Einmalbezüge
Ein sonstiger Bezug ist der Arbeitslohn, der nicht als laufender Arbeitslohn gezahlt wird, insbesondere: 

- dreizehnte und vierzehnte Monatsgehälter, 
- einmalige Abfindungen und Entschädigungen, 
- Gratifikationen, 
- Jubiläumszuwendungen, 
- Urlaubsgeld, 
- Erfindervergütung, 
- Weihnachtszuwendungen, 
- Nachzahlungen und Vorauszahlungen

Zur Berechnung der Steuer siehe §39b EStG, Abs. 3. Sonstige Bezüge im Sinne des § 34 Abs. 1 und 2 Nr. 2 und 4 werden vom Programm nicht direkt berücksichtigt, lassen sich aber über die Berechnung der Jahreslohnsteuer ermitteln. 
 
Wichtig: Das Programm geht von 12 gleichen Monatslöhnen aus, um die zusätzliche Abgabenbelastung der Einmalzahlung zu errechnen. Sind mehrere Einmalzahlungen zu berücksichtigen (Urlaubs- und Weihnachtsgeld) muß die Summe der vor dem aktuellen Monat erhaltenen Einmalbezüge des laufenden Jahres auch (im vorgesehene Feld) angegeben werden.   
Bei den Sozialversicherungsabgaben werden die neben dem laufenden Arbeitsentgelt gewährten Einmalzahlungen bei der Beitragsberechnung i.d.R. in dem Monat berücksichtigt, in dem sie ausgezahlt werden. Abweichend von diesem Grundsatz sind Einmalzahlungen jedoch dem letzten Entgeltabrechnungszeitraum des Vorjahres zuzuordnen (Märzklausel), wenn die Einmalzahlung vom 1.1.-31.3. eines Jahres gezahlt wird und das versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnis bereits im Vorjahr bestanden hat und die Einmalzahlung zusammen mit dem laufenden Arbeitsentgelt die anteilige Jahresbeitragsbemessungsgrenze übersteigt.


Abfindungen/Bezüge aus mehrj. Tätigkeit
Bei Abfindungen/Vergütung für mehrjährige Tätigkeit wird nur von einem fünftel dieser Einnahme die Steuer berechnet und der sich dadurch ergebende Steuerbetrag dann mit 5 multipliziert. Dies ist besonders günstig in der unteren Progressionszone, wenn also keine oder nur geringe laufende Einnahmen vorliegen. Im Bereich konstanter Grenzsteuerbelastung geht dieser Vorteil auf null. 

Regelung für MiniJobs/Niedriglohnbeschäftigung:

Bis 400 Euro bleibt Arbeitslohn steuer- und sozialabgabenfrei. Der Arbeitgeber zahlt eine Abgabenpauschale von 25% (ab 1. Juli 2006: 30%). 

Für Arbeitsentgelte, die oberhalb der Geringfügigkeitsgrenze von monatlich 400 Euro liegen, wird zwischen 400,01 und 800 Euro eine "Gleitzone" eingeführt. Um die Abgaben dafür zu ermitteln, müssen zunächst die beitragspflichtigen Einnahmen mit folgender Formel ermittelt werden: F x 400 + (2-F) x (AE-400)     (F = Faktor / AE = Arbeitsentgelt) (siehe § 163 Abs. 10 SGB VI). Bei einem Faktor von 0,7472 in 2009 läßt sich dieser dann herausrechnen und die Formel vereinfachen zu: beitragspflichtige Einnahmen = 1,2528 * AE - 202,24.

Multipliziert mit dem halben Prozentsatz der jeweiligen Sozialversicherung und dann gerundet verdoppelt ergibt sich der zu zahlende Gesamtbetrag. Davon wird der Arbeitgeberanteil (berechnet von der Hälfte des Gesamtlohns) abgezogen. Die Differenz der beiden Beträge ist der vom Arbeitnehmer zu tragende Anteil. (Siehe auch unter Beschäftigungsverhältnisse in der Gleitzone).

Berechnung des Faktor F (für Gleitzonenbereich) für 2009. Zur Ermittlung des Faktors F wird ab 2009 (in Abänderung der bisherigen Rechtslage) der Krankenkasseneinheitssatz von 15,5% herangezogen. Der Zusatzbeitrag des AN zur Pflegeversicherung wird bei der Ermittlung des Faktor 'F' nicht berücksichtigt.
Im Jahr 2009 errechnet sich der Faktor F daher wie folgt: Beitragssatz zur Krankenversicherung  15,5 v.H. 
Beitragssatz zur Rentenversicherung:  19,9 v.H. 
Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung  2,8 v.H. 
Beitragssatz zur Pflegeversicherung  1,95 v.H. 
Summe  40,15 v.H 
Faktor daher: 30 v.H. : 40,15 v.H. = 0,7472 


Hinweis zu den Versorgungsbezügen

Eingabehinweise: Bruttolohn für den gewählten Lohnzahlungszeitraum (Monat oder Jahr) inclusiv des entsprechenden Anteils der Versorgungsbezüge für den gleichen Zeitraum eingeben. Der ins Feld "im aktuellen Bruttolohn enthaltenen monatlichen Versorgungsbezüge" eingegebene Versorgungsbezug ist im Erstbezugsjahr Bemessungsgrundlage zur Berechnung. In Folgejahren wird er bei der Berechnung des Altersentlastungsfreibetrages benötigt (wird nicht dafür angerechnet). Wichtig: hier immer den monatlichen Bezug eingeben - auch bei Jahresbezug! Werden statt 12 Monaten nur in weniger Monaten Versorgungsbezüge erhalten, ist es nur beim Lohnzahlungszeitraum 'Jahr' erforderlich, das Optionsfeld Bezugsmonate entsprechend einzustellen. (berücksichtbarer Versorgungsfreihöchstbetrag und Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag erniedrigen sich dadurch. Siehe bei 'Berechnung anzeigen'). In Folgejahren das Erstbezugsjahr einstellen (bei Erstbezug vor 2005 gilt 2005 als Erstbezugsjahr ("vor 2006") sowie zusätzlich den monatlichen Versorgungsbezug aus Erstbezugsjahr eingeben (der in Folgejahren Bemessungsgrundlage bleibt). Wenn in den Sonstigen Bezügen (keine Bezüge für mehrere Jahre) ein Sterbegeld bzw. Kapitalauszahlung enthalten ist, das/die im Zusammenhang mit den Versorgungsbezügen steht, im entsprechenden Feld angeben. Bei Zahlung von Sterbegeld/Abfindung wird immer der Höchstbetrag des Versorgungsfreibetrages und des Zuschlages zum Versorgungsfreibetrages berücksichtigt (auch bei weniger als 12 Monaten Laufzeit im aktuellen Jahr). 

Bis 2004 waren 40% der Versorgungsbezüge bis zu einem Höchstbetrag von 3072 Euro steuerfrei. Im Alterseinkünftegesetz (AltEinkG) vom 9. Juli 2004 wurde §19 EStG dahingehen geändert, dass zum einen dieser Prozentsatz und der Höchstbetrag (ab 2005) im Laufe der Jahre bis 2040 auf 0 zurückgehen. Zum anderen wurde ein Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag neu eingeführt (2005: 900 Euro), der zusätzlich zum Versorgungsfreibetrag steuerfrei bleibt. Bemessungsgrundlage zur Berechnung des Versorgungsfreibetrages (2005: 40% vom Versorgungsbezug, höchstens 3000 Euro) sind das Zwölffache des Versorgungsbezugs für den ersten vollen Monat des Erstbezugsjahres (bzw. wenn vor 2005) des Jahres 2005. Ab 2005 ist also unanbhängig, ob nur in einem Teil oder das ganze Jahr Versorgungsbezüge erhalten wurden, das Zwölffache des Versorgungsbezuges, der im ersten vollen Monat gezahlt wird, die Bemessungsgrundlage zur Ermittlung des Versorgungsfreibetrages. Der berücksichtigbare Höchstbetrag und der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag ist von der Anzahl der Monate abhängig, in denen Versorgung bezogen wird. Werden Versorgungsbezüge nicht im ganzen Jahr erhalten, erniedrigen sich Höchstbetrag und Zuschlag auf 1/12 des Höchstbetrags/Zuschlags x Monate. Wichtig: Wenn schon 2005 Versorgungsbezüge erhalten wurden, gelten der dabei gewährte Versorgungsfreibetrag und Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag für die ganze Laufzeit der Bezüge. Regelmäßige Anpassungen des Versorgungsbezugs führen nicht zu einer Neuberechnung. Abweichend hiervon sind der Versorgungsfreibetrag und der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag neu zu berechnen, wenn sich der Versorgungsbezug wegen Anwendung von Anrechnungs-, Ruhens-, Erhöhungs- oder Kürzungsregelungen erhöht oder vermindert.

Durch das AltEinkG wurde auch noch im § 9a EStG ein zusätzlicher Werbekosten-Pauschbetrag von 102 Euro eingeführt (StKl 1-5), der bei Versorgungsbezügen ab 2005 gewährt wird. Werden nur Versorgungsbezüge versteuert, werden nur diese 102 Euro berücksichtigt (Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 920 Euro entfällt dann). 

Für den Versorgungsfreibetrag gilt (nach §19 EStG) (Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag) und § 9a EStG (Werbungskosten-Pauschbetrag bei Versorgungsbezügen), dass er höchstens bis zur Höhe der Versorgungsbezüge abgezogen werden darf. Beispiel: monatlicher VersBez 85.- Euro = 1020 Euro/Jahr. 40% davon = 408 Euro. Abziehbar wären 408 + 900 (Zuschl. z. VersFreiBetr) + 102 (WerbPauschale) = 1.410 Euro. Abgezogen werden können aber in diesem Fall nur 1.020 Euro. 


Programmablaufplan (PAP)
Das Bundesministerium für Finanzen veröffentlicht jedes Jahr einen "Programmablaufplan für die maschinelle Berechnung der vom Arbeitslohn einzubehaltenden Lohnsteuer, des Solidaritätszuschlags und der Maßstabsteuer für die Kirchenlohnsteuer". Die (zuletzt) errechneten Internen Werte werden mit den dort benutzen Bezeichnungen angezeigt.
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